
Kein Königsweg
Echte Nachhaltigkeit verankern/von Horst Meierhoferx

Die Wasserver- und -entsorgung in Deutschland muss nachhaltiger gestaltet werden. Die
gegenwrirtig genutzten Netze bieten nicht die Voraussetzung, die Wasserver- und -entsor-
gung in Deutschland langfristig zu sichern

eue Netze müssen in der Lase

l\ ffi;:ii.ä:ffiTL'5,'- x11", "1",;zu werden. Dies gilt nicht nur für die Ver-
sorgung privater Haushalte, sondem
auch für die Versorgung von Industrie
und Gewerbe. Lösungen müssen in er-
ster Linie die Sicherheit der Ver- und
Entsorgung und die hohe Trinkwasser-
qualität garantieren. Darüber hinaus
müssen sich Strategien sowohl am Be-
darf, als auch an der mittel- und lang-
fristigen Verfügbarkeit der Ressource
Wasser orientieren.

Ein nachhaltiges Konzept fürdieWas-
server- und -entsorgung berücksichtigt
neben den ökologischen und demogra-
phischen Aspekten auch die finanzielle
Seite. Investitionen, die von Kommu-
nen in die Infrastrukturgetätigt werden,
müssen so ausgelegt sein, dass sie Zeit
haben, sich zu amortisieren und nicht
nachlarzer Zeit bereits als verfehlt ein-
gestuft werden müssen.

Im Folgenden wird auf die Aspekte
Verfligbarkeit von Wasser, demogra-
phischer Wandel und finanzielle Pla-
nungssicherheit eingegangen. Dies sind
die Determinanten, anhand derer sich
ein Konzept für nachhaltige Wasser-
ver- und -entsorgung messen lassen
MUSS,

Zentrale Variable

Die zentrale Variable bei der Verflis-
barkeit derRessourceWasser ist das nä-
türliche Wasserdargebot. Dieses variiert
sowohl regional als auch temporär.Ztr
Ermittlung des natürlichen Angebots
existieren drei Bilanzierungsansätze.
Das nutzbare Wasserdargebot ist der
Teil, der tatsächlich nutzbar ist und dem
Wasserkreislauf entnommen werden
kann. Er ist definiert als der mittlere
langfristige Gesamtabfluss eines Ge-
bietes. Dieses variiert lokal deutlich. In
Deutschland ist von ca. 176 Mrd m3/
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Jahr auszugehen, was einem Pro-Kopf-
Anteil von 1280 m3/Jahr entspricht.

Dieser Anteil steisert sich auf 2140
m3/Jahr und Kopf, üenn die Zuflüsse
aus dem Alpenraum benicksichtigt
werden. Wassermangel beginnt gemäß
internationalen Definitionen bei we-
niger als 1000 m3/Jahr und Person.
Von den 176 Mrd. m3llahr werden in
Deutschland nur rund 38 Mrd. m3 ent-
nomnen, was einem Anteil von rund
207o entspricht.

Eine zweite Möglichkeit der Bilanzie-
rung ist die mittlere jährliche klimati-
sche Wasserbilanz. Sie lässt Schlüsse
über die Trockenheitsgefährdung zu.
Insbesondere in den neuen Bundeslän-
dern und im Obenheingraben werden
hier schlechte Werte erzielt.

Die dritte Möglichkeit einer Bilanzie-
rung ist der Indikator der mittlerenjähr-
lichen Grundwasserneubildung. Dies
ist eine wichtige Kemgröß e, da1 0 %o des
Trinkwasserbedarfs aus dem Grund-

wasser gedeckt werden, und sich dieses
um den Faktor 4,5 langsamerbildet als
Flusswasser. In einigen Bundesländem
wird der Bedarf sogar zu 100 % aus
Grundwasser gedeckt.

Alle drei Bilanzierungsaften lassen ei-
nen Schluss zu: Die Verfügbarkeit von
Frischwasser in Deutschland ist mittel-
füstig nicht gefährdet, im Mittel besteht
sogar ein Wasserüberfluss. Allerdings
existieren signifi kante regionale Unter-
schiede. In Deutschland treten Wasser-
mangel und Überfluss nebeneinander
auf: Sowohl Grundwasservorkommen
als auch die Trockenheitsgeführdung
sind in Deutschland ungleich verteilt.
Die räumliche Verteilung von Angebot
und Nachfrage sind nicht deckungs-
gleich, was dazu führt, dass in einigen
Regionen Wasserkonsum und Wasser-
angebot nicht ausgeglichen sind.

Langfristig ist aufgrund des Klima-
wandels und der zunehmenden Versie-
gelung von Flächen durch Zersiedlung

H. Meierhofer: Ein nachhaltiges Konzept berücksichtigt neben den öko-
logischen Aspekten auch die finanzielle Seite
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Wasser
allerdings mit einer Verknappung des
Wasserangebots zu rechnen.

Demographischer Wandel

Der demographische Wandel ist ein
vielschichtiges Phänomen, das mit
Schrumpfung nur unzureichend be-
schrieben ist. Vielmehr umfasst es die
Veränderung der Zusammensetzung der
Bevölkerung: Alterungs- und Schrump-
fungsprozesse gehen einher mit neuen
Lebensformen und Familienstrukturen.
Gesamtgesellschaftlich kann eine deut-
liche Tendenz derAbwanderung aus den
neuen Bundesländern festsestellt wer-
den, die seit derWiederverJinigung rund

steigt. Dies hat in den vergangenen Jah-
ren zu einer höheren Wohnfl ächennach-
frage pro Kopfgeführt. Das Bundesamt
für Bauwesen und Raumordnung hat bei
sinkender Wohnungsgröße eine Wohn-
flächensteigerung um 12 Prozent bis
2012enechnet

In Westdeutschland wird eine ande-
re Tendenz erkennbar. Ist der Osten
Deutschlands von Abwanderungspro-
zessen betroffen, so kommt es im Wes-
ten durch Zersiedlung häufig zu einer
Unterauslastung der Ver- und Entsor-
gungsin frastruktur. Kommunen weisen
immer noch zu schnell Neubaugebiete
aus, als sich auf die Anpassung und
Innenentwicklung der bestehenden
Bausubstanz zu konzentrieren. Die mit

Fäulnis, die wiederum Schwefelsäure
freisetzen kann, die geeignet ist, die
Rohre zu zersetzen. Dies führt da-
zu, dass Leirungen mit Frischwasser
durchspült werden müssen.

Fina nzielle Planungssicherheit

Die Unterauslastung verursacht ihrer-
seits erhöhte Instandhaltungskosten, die
in derRegel über die Verbraucherpreise
an die Endverbraucher weitergegeben
werden. Höhere Preise haben in derVer-
gangenheit tendenziell die Nachfrage
nach Wasser zusätzlich belastet, so dass
sich das Problem schlecht ausgelasteter
Leitungen noch verschärfte. Dies gilt
nicht nur für die Entsorgung, sondern
auch für die Versorgung mit Frischwas-
ser, welche ihrerseits durch technische
Innovationen wie die Regenwasserauf-
bereitung, weniger nachgefragt wird.

Die Kommunen haben in der Vergan-
genheit, so das Bundesministerium fi.ir
Bildung und Forschung, ,,für eine steti-
ge, räumliche und sozial ausgewogene
Netzentwicklung gesorgt und große
Summen in denAusbau derAnlagen in-
vestiert, die dadurch eine extrem lange
wirtschaft liche und technische Lebens-
dauer erhielten". Diese Erstinvestitio-
nen werden über lange Zeithoizonte
von teilweise bis zu 50 Jahren abge-
schrieben. Ein Systemwechsel vor der
Abschreibung wäre mit Kapitalverlus-
ten verbunden.

Stetige A npassungsi nvestitionen ver-
schärfen dieses Problem zusätzlich. Im
Angesicht der kommunalen Finanznot
und vor dem Hintergrund finanzieller
Nachhaltigkeit erscheint es schwierig,
vorAbschreibung der Netze Anpassun-
genvorzunehmen, dahiereinerseitsKa-
pital vernichtet würde und andererseits
Kapital für neue Netze investiert werden
müsste. Mit derAbschreibung der Ko-
sten öffnet sich aber ein Fenster der Ge-
legenheit flir Investitionen in neue Net-
ze, welche umsichtig genutzt werden
sollte.

Fazit

Die Bestandsaufnahme hat gezeigt,
dass von einer Wasserknappheit in
Deutschland momentan nicht ausge-
gangen werden kann, allerdings ist die
Verfügbarkeit der Ressource Wasser
starken regionalen Schwankungen un-
terworfen. Dies gilt insbesondere für die
Grundwasservorkommen, aus denen
sich das Frischwasser zu10 % speist.

Der demographische Wandel führt
mittelfristi s zu einer veränderten Nach-

Die Folgen einer Unterauslastung sind Ablagerungen in den Netzen, Kor-
rosionsgefahr der Leitungen sowie eine Wiederverkeimung des Wassers

zwei Millionen Einwohner verloren
haben.

Abwanderung geht generell einher
mit einer sinkenden Nachfrage nach
Wasserver- und -entsorgung. Dies ist
aber nur ein Trend. Individualisierung
und Alterung der Gesellschaft bringen
es mit sich, dass die Haushaltsgrößen
sinken, die Anzahl der Wohnungen aber
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dieser Zersiedlung einhergehende Flä-
chenversiegelung führt darüber hinaus
zu einer Einschränkung der Grundwas-
serneubildung.

Die Folgen einer Unterauslastung
sind Ablagerungen in den Netzen, Kor-
rosionsgefahr der Leirungen sowie ei-
ne Wiederverkeimung des Wassers.
Schlecht ausselastete Netze führen zu
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frage nach Wasser. Bei der Entschei-
dung für eine bestimmte Strategie muss
deshalb vorausschauend vorgegangen
werden, da sie mit hohen Investitions-
kosten verbunden sein wird und Fehler,
die in der Vergangenheit gemacht wor-
den sind, nicht wiederholt werden soll-
ten.

Konkret bedeutet dies, dass wir bei
den Ausschreibungen ansetzen und bei
den Entscheidungen für Konzessionen
und B eteiligungen den Nachhaltigkeits-
gedanken stärker berücksichtigen müs-
sen. Allerdings muss der deutsche
Mittelstand sich auf ein leistungsfähi-
ges, transparentes undunbürokratisches
Vergaberecht verlassen können, das
kleinen und mittleren Unternehmen den
diskriminierungsfreien Ztgang zu öf-
fentlichen Aufträgen gewährleistet.

Nati.irlich ist es auch für mich und die
sesamte FDP-Bundestasfraktion ein
ivichtiges Anliegen, dass 6ei den Verga-
beverfahren die Sozial- und Umwelt-
standards der jeweiligen Fachgesetze
- so wie das auch heute schon ist - zur
Geltungkommen.

Die FDP-Bundestagsfraktion spricht
sich allerdings gegen dieAufnahme von

vergaberechtsfremden Nachhaltigkeits-
aspekten in die Ausschreibungsbedin-
gungen aus. Ich tendiere eher dazu, die
Pflicht bei den Kommunen zu suchen.
Sie müssen - schon im eigenen Interes-
se- die Demographiefestigkeit der Inve-
stitionen prüfen, um nachfolgende Ge-
nerationen finanziell nicht übermäßis zu
belasten, ihnen aber gleichzeitig äine
Wasserver- und Entsorgung auf hohem
Niveau garantieren zu können.

Kein Königsweg

Dies muss nicht bedeuten, dass wir
weiterhin allumfassende Netze bauen
sollen. Im Gegenteil: Kleinere, lokale
Netze sindmittelfristig flexibler. Wo es
Wasserangebot und technische Voraus-
setzungen erlauben, spricht auch nichts
gegen autarke und netzunabhängige
Lösungen. Der entscheidende Nachteil
ist allerdings, dass auf einen Wasser-
mangel eventuell nicht hinreichend
schnell reasiert werden kann . Daztt er-
scheint es riir nofwendig, interkommu-
nal Maßstäbe für die Vorhaltung von
Wasserreseryen zu entwickeln, so dass

bei sich abzeichnendemWassermangel
schnell ein Ausgleich geschaffen wer-
den kann.

Es muss aber herausgestellt werden,
dass es die eine Strategie nicht gibt. De-
zentrale Lösungen - dergestalt, dass
sich die Kommunen langfristig autark
versorgen - können ebenso wie der
Netzrückbau von den Enden her zu ei-
ner self-fu lfi lling prophecy werden und
den betroffenen Gemeinden zukünft ige
Entwicklungsperspektiven verbauen.

Lösungen, die eine Stärkung der inter-
kommunalen Zusammenarbeit so-
wohl bei der Gründuns von Zweckver-
bänden zum Ausgleich unterschied-
licher Wassernachfrage als auch bei der
Gnindung kommunaler Unternehmen -
beinhalten, sind in diesem Zusammen-
hang mit Vorsicht zu betrachten. Ahn-
lich wie wires bei derEntsorgungswirt-
schaft schon seit langem fordern, müs-
sen wir mittelfristig alch zt einem
gleichberechtigten Nebeneinander von
öflentlichen und privaten Anbietern in
der Wasserver- und Entsorgung kom-
men. Nur wenn das gelingt, können wir
von einer echten nachhaltigen Wasser-
ver-undEntsorgungsprechen. tr


